
Landkreis 
Kaiserslautern 

Landrat All 

Der Landrat des Kreises Kaiserslautern, Postfach 3580, 67657 Kaiserslautern 

Damen und Herren 
Mitglieder des Kreisausschusses 

Frau Heß-Schmidt, 1. Kreisbeigeordnete 
Herrn Schmidt P., Kreisbeigeordneter 
Herrn Dr. Altherr, Kreisbeigeordneter 

Herrn Keller, Regierungsdirektor 
Frau Krill-Sprengart, Kreisoberverwaltungsrätin 
Frau Ledesma, Allgemeine Rechtsangelegenheiten 
Herrn Schmidt A., Abteilungsleiter 1 
Herrn Lauer, Abteilung 1 
Frau Müller, Gleichstellungsstelle 
Frau Leis, Gleichstellungsstelle 
Frau Priebe, Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt 
Frau Dr. Matt-Haen, Kultur + Öffentlichkeitsarbeit 

31.01.2022 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

am 

Montag, dem 07.02.2022, um 09:00 Uhr, 

findet per Video- bzw. Telefonkonferenz im Großen Sitzungssaal (Saal 3) der Kreisverwaltung 
Kaiserslautern in Kaiserslautern, Lauterstraße 8, eine Sitzung des 

des Kreisausschusses 

mit nachstehender Tagesordnung statt. 

Hierzu lade ich Sie freundlichst ein. 

Tagesordnung:  

Öffentlicher Teil 

1 Annahme von Spenden-/Sponsoringgeldern 2716/2022 
gern. § 58 Abs. 3 LKO 

Kreisverwaltung Kaiserslautern Lauterstr. 8 Telefon Telefax Internet: www.kaiserslautern-kreis.de  
Landrat Ralf Leßmeister 67657 Kaiserslautern 0631/7105-300 0631/7105-200 E-Mail: ralf.lessmeister@kaiserslautern-kreis.de  
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2 Vorbereitung der Sitzung des Kreistages 
am 14. Februar 2022 

2.1 Sachstandsbericht Corona-Pandemie 

2.2 Sickingen-Gymnasium Landstuhl Gesamtsanierung: 2733/2022 
Auftragsvergabe Freianlagenplanung 

2.3 Nachwahl eines beratenden Mitgliedes in den 2683/2021 
Sozialausschuss 

2.4 Nachwahl des Ausschussmitgliedes für den 2666/2021 
Rechnungsprüfungsausschuss des Schulzweckverbandes 
IGS Enkenbach-Alsenborn 

2.5 Nachwahl eines stellvertretenden Mitglieds im 2719/2022 
Kreisausschuss 

2.6 Haushaltsvollzug 2021/2022; 2724/2022 
Übertragung von Ermächtigungen gem. § 17 GemHVO 

2.7 Besteuerung der öffentlichen Hand - Einführung eines 2725/2022 
internen Organisations- und Kontrollsystems zur Erfüllung der 
(neuen) steuerlichen Pflichten -TCMS- Tax Compliance 
Management System 

2.8 Überplanmäßige Ausgaben gemäß § 57 LKO i.V.m. 2718/2022 
§ 100 GemO; Mehrbedarf im Katastrophenschutz 

2.9 Überplanmäßige Aufwendungen 2021 gemäß § 57 LKO 2729/2022 
i.V.m. § 100 GemO; Mehrbedarf TH 11, Soziales 

2.10 Änderung der Kreisgrenze; Vereinfachtes 2726/2022 
Flurbereinigungsverfahren Morbach und VVörsbach 

2.11 Information gem. § 119 Abs. 3 Landesbeamtengesetz 2686/2021 

2.12 Einwohnerfragestunde 

Nichtöffentlicher Teil 

2.13 Eilentscheidung: Personalangelegenheit 2721/2022 

2.14 Personalangelegenheit 2735/2022 

3 Eilentscheidung: Personalangelegenheit 2689/2022 

4 Personalangelegenheit 2705/2022 

5 Personalangelegenheit 2702/2022 

6 Personalangelegenheit 2711/2022 
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7 Personalangelegenheit 2722/2022 

8 Personalangelegenheit 

' freundlichen Grüßen 

2723/2022 

 

 

 

R f Leßmeister 

 





Fachbereich 1.3
1.3/tl/11612
2716/2022

_____________________________________________________________________________

26.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich

Annahme von Spenden-/Sponsoringgeldern gem. § 58 Abs. 3 LKO

Sachverhalt:

Dem Landkreis Kaiserslautern wurde in 2021 noch folgende Zuwendung im Sinne des § 58 Abs.
3 LKO angeboten:

Zuwendungsgeber Zweck Betrag
Sparkasse Kaiserslautern, Am
Altenhof 12/14, 67655 Kaiserslautern

Anschaffung von pädagogischem
Material für die Schulen in Trägerschaft
des Landkreises

3.000,00 €

SUMME 3.000,00 €

Der Betrag setzt sich wie folgt zusammen:

Hans-Zulliger-Schule 400 €
Jakob-Weber-Schule 400 €
Berufsbildende Schule 700 €
Reichswald-Gymnasium 750 €
Sickingen-Gymnasium 750 €

Das Zuwendungsangebot der Sparkasse Kaiserslautern für die Anschaffung von pädagogischem
Material für die Schulen in Trägerschaft des Landkreises wurde der ADD Trier mit Schreiben vom
24.01.2022 angezeigt.

Beschlussvorschlag:

Der Kreisausschuss beschließt das im Sachverhalt angeführte Zuwendungsangebot der
Sparkasse Kaiserslautern in Höhe von 3.000 € anzunehmen, vorausgesetzt, es werden von der
ADD Trier keine Bedenken geltend gemacht.

Im Auftrag:

Lauer

TOP Ö  1TOP Ö  1





Fachbereich 5.2

2733/2022

_____________________________________________________________________________

31.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Sickingen-Gymnasium Landstuhl Gesamtsanierung: Auftragsvergabe
Freianlagenplanung

Sachverhalt:

Im Zuge der Gesamtsanierung des Sickingen-Gymnasiums Landstuhl ist auch die Außenanlage
planerisch zu gestalten. Hierzu wurde die Leistung der Freianlagenplanung in einem zweistufigen
Verhandlungsverfahren europaweit ausgeschrieben.

Der Auftrag umfasst die Leistungen Objektplanung Freianlagen gem. Teil 3 Abschnitt 2 HOAI für
die Gesamtsanierung des Sickingen-Gymnasiums Landstuhl in einer stufen- bzw.
abschnittsweise Vergabe je Bauabschnitt. Das Gesamtprojekt soll in zwei Bauabschnitten
durchgeführt werden. Die Freianlagen werden im 2. Bauabschnitt realisiert.

Zwei Büros konnten sich im Rahmen der 2. Stufe des Verhandlungsverfahrens vorstellen. Das
wirtschaftlichste Angebot wurde vom Büro Hofmann Roettgen Landschaftsarchitekten,
Limburgerhof eingereicht. Es wird beabsichtigt, das Büro nach Ablauf aller gesetzlich
vorgesehenen Wartefristen mit der Leistung stufenweise zu beauftragen. Die Gesamtleistung
bemisst sich anhand der anrechenbaren Kosten. Das Honorar wird derzeit auf ca. 224.000 € inkl.
MwSt. geschätzt.

Der Fachbereich Gebäudemanagement empfiehlt das Büro mit der Leistung zu beauftragen.

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag beschließt, das Büro Hofmann Roettgen Landschaftsarchitekten, Limburgerhof mit
der Leistung der Freianlagenplanung zu beauftragen.

Im Auftrag:

Gez.

Melanie Gentek
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Fachbereich 4.2
4.2/cl
2683/2021

_____________________________________________________________________________

22.12.2021

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Nachwahl eines beratenden Mitgliedes in den Sozialausschuss

Sachverhalt:

Als Vertreter des Caritas-Verbandes für die Diözese Speyer war bisher Herr Michael Rinder
beratendes Mitglied im Sozialausschuss. Da Herr Rinder nicht mehr dort tätig ist, ist ein neuer
Vertreter des Caritas-Verbandes zu wählen.

Mit Schreiben vom 26.11.2021 hat der Caritas-Verband Frau Beate Schmitt aus Trippstadt als
beratendes Mitglied vorgeschlagen.

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag wählt Frau Beate Schmitt als Vertreterin des Caritas-Verbandes in den
Sozialausschuss als beratendes Mitglied.

Im Auftrag:

Christina Ludes
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Fachbereich 3.4

2666/2021

_____________________________________________________________________________

04.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Nachwahl des Ausschussmitgliedes für den Rechnungsprüfungsausschuss des
Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn

Sachverhalt:

Herr Harald Hübner hat sein Mandat im Rechnungsprüfungsausschuss des
Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn niedergelegt, was eine Nachwahl erforderlich
macht.

Vorschlagsberechtigt für die Nachwahl ist die FWG-Fraktion.

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag schlägt Herrn Otto Hach zur Wahl als Vertreter in den
Rechnungsprüfungsausschuss des Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn vor.

Im Auftrag:

Anna Wiehn
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Fachbereich 1.1
1.1/gh/11141
2719/2022

_____________________________________________________________________________

21.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Nachwahl eines stellvertretenden Mitglieds im Kreisausschuss

Sachverhalt:

Herr Dr. Norbert Herhammer wurde durch Beschluss des Kreistages vom 13.12.2021 zum
Mitglied in den Kreisausschuss gewählt.

Herr Dr. Herhammer war bisher als stellvertretendes Mitglied im Kreisausschuss tätig, daher wird
die Wahl eines Stellvertreters erforderlich.

Vorschlagsberechtigt für die Nachwahl ist die CDU-Fraktion.

Das Stimmrecht des Vorsitzenden ruht gem. § 29 Abs. 3 Nr. 1 LKO.

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag wählt auf Vorschlag der CDU-Fraktion.

Im Auftrag:
Achim Schmidt
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Fachbereich 1.3
1.3/lt/11613
2724/2022

_____________________________________________________________________________

27.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Haushaltsvollzug 2021/2022; Übertragung von Ermächtigungen gem. § 17
GemHVO

Sachverhalt:

Nach § 17 Abs. 1 GemHVO sind Ansätze für ordentliche Aufwendungen und für ordentliche
Auszahlungen eines Teilhaushaltes ganz oder teilweise übertragbar, soweit im Haushaltsplan
nichts anderes durch Haushaltsvermerk bestimmt ist. Nach § 17 Abs. 2 HS 1 GemHVO bleiben
die Ermächtigungen bei Ansätzen für Auszahlungen aus Investitionstätigkeit bis zur Fälligkeit der
letzten Zahlung für ihren Zweck bestehen.

Die Haushaltsplanung 2022 war darauf ausgerichtet, dass auf eine Übertragung unverbrauchter
Mittel aus 2021 nach 2022 weitgehend verzichtet wird. Insbesondere das „Großprojekt“
Breitbandausbau sowie die Sanierung des Sickingen-Gymnasiums Landstuhl wurden in 2021 neu
eingeplant. Da bei verschiedenen investiven Maßnahmen der Mittelabfluss in 2021 allerdings
nicht mehr in der zum Zeitpunkt der Planung des Haushaltes 2022 vorgesehenen Höhe
ausgeschöpft werden konnte, bedarf es bei einzelnen Vorhaben eines Mittelübertrags.

In der beigefügten Aufstellung sind alle Vorhaben, die für den Mittelübertrag gem. § 17 Abs. 2
HS 1 GemHVO vorgesehen sind, einzeln (lfd. Nr. 1-20) aufgeführt.

Im Teilhaushalt 2 – Finanzen ist ein Übertrag im Bereich des Kreisstraßenbaus von insgesamt
797.400 € (lfd. Nr. 1-5) vorgesehen.
Aus dem verfügbaren Ansatz für Maßnahme 20804/Abwicklung Altmaßnahmen in Höhe von
155.000 € werden ca. 139.000 € (insbesondere für die Restabwicklung K62, OD Otterbach)
übertragen. Die Arbeiten am Bauvorhaben K 10 OD Weltersbach und freie Strecke wurden im
Bereich Knotenpunkt K9-K10 bereits in 2020 ausgeführt. Die Arbeiten an der K 10 innerhalb der
OD und die freie Strecke Richtung Ramstein wurden Anfang März 2021 begonnen. Von der
Ermächtigung 2021 in Höhe von 578.000 € stehen noch ca. 187.000 € zur Verfügung, die nach
2022 zu übertragen sind.
Das Vorhaben K13, freie Strecke zw. Kreisgrenze und Rodenbach war mit Gesamtkosten von
720.000 € veranschlagt. Der Mittelabfluss 2021 betrug ca. 391.000 €, sodass 329.000 € für die
weitere Abwicklung in 2022 benötigt werden.
Für die K40, freie Strecke zwischen Otterbach und Morlautern waren 2021 500.000 € eingeplant,
weitere 50.000 € wurden im Haushaltsplan 2022 vorgesehen. Die aus dem Vorjahresansatz noch
verfügbaren Mittel in Höhe von 103.000 € sind zu übertragen.
Die Gemeinschaftsbaumaßnahme mit dem Land RLP zur Einmündungsverbesserung K 35/L 387
zum Drehenthalerhof wurde am 01.03.2021 begonnen. Von den im Vorjahr übertragenen Mittel in
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Höhe von 100.000 € sind aktuell noch 38.700 € nicht abgerufen und nach 2022 zu übertragen.

Im Bereich Teilhaushalt 4 – Bauen erfolgt ein Übertrag in Höhe von insgesamt 2.575.550 € (lfd.
Nr. 6-10) für das Vorhaben Energetische Sanierung Kreishaus sowie Errichtung einer E-
Ladesäule. Zu den Maßnahmenziffern 41601, 41701 und 51101 sind die Arbeiten überwiegend
abgeschlossen, allerdings stehen noch Abrechnungen aus. Maßnahme 41702 betrifft die
Dachsanierung, die aktuell in der Ausführung ist. Der Ansatz für die Errichtung der E-Ladesäule
ist noch nicht abgerufen und folglich ebenfalls zu übertragen.

Im Teilhaushalt 7 – Schulen beträgt der erforderliche Übertrag für folgende
Schulbaumaßnahmen 71502 Grundschule Miesau (Brandschutz, Amokkonzept), 71503
Grundschule Bruchmühlbach-Martinshöhe (Brandschutz), 71504 Realschule plus
Bruchmühlbach-Miesau (Brandschutz, Amokkonzept) und 71703 Grundschule Weilerbach
(Umbau, Erweiterung, Brandschutz) insgesamt 54.550 € (lfd. Nr. 11-14). Hier stehen noch die
Abrechnungen der Investitionszuschüsse für die Baumaßnahmen aus.

Im Bereich Teilhaushalt 8 – Brand- und Katastrophenschutz ist ein Übertrag von insgesamt
397.000 € (lfd. Nr. 15-19) vorgesehen. Davon betreffen je 50.000 € die Zuwendungen zu den
Beschaffungen LF-KatS (Mittelbrunn und Martinshöhe). Die Beschaffungen des MZF 3
(Hochspeyer) und des MZF 3 (Otterbach) konnten in 2021 ebenso nicht mehr vollzogen werden,
sodass auch hier die verfügbaren Mittel in Höhe von 170.000 € und 27.000 € nach 2022 zu
übertragen sind. Gleiches gilt für die Zuwendung für die Atemschutzwerkstatt in Enkenbach-
Alsenborn in Höhe von 100.000 €.

Im Bereich Teilhaushalt 12 – Jugend und Familie, Kindertagesstätten müssen in diesem Jahr
keine Übertragungen vorgenommen werden. Noch nicht abgerufene Mittel wurden in 2022 erneut
eingeplant.

Im Teilhaushalt 13 – Gesundheitsdienste sind 17.500 € (lfd. Nr. 20) für den Erwerb
beweglicher Güter zu übertragen. Die Mittel werden zur Beschaffung neuer Sehtestgeräte
benötigt.

Insgesamt beläuft sich der Mittelübertrag auf 3.842.000 € (Vorjahr: 5.870.242 €).

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag stimmt der Übertragung gem. § 17 GemHVO von investiven
Auszahlungsermächtigungen in Höhe von insgesamt 3.842.000 € aus dem Haushaltsjahr 2021
nach 2022 zu.

Im Auftrag:

Thomas Lauer

Anlage/n:

Vorhabenliste für Mittelübertrag_KT



Fachbereich 1.3
1.3/lt/6110-Steuern
2725/2022

_____________________________________________________________________________

28.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Besteuerung der öffentlichen Hand - Einführung eines internen Organisations- und
Kontrollsystems zur Erfüllung der (neuen) steuerlichen Pflichten -TCMS- Tax
Compliance Management System

Sachverhalt:

A. Hintergrund und Anlass

Mit Einführung des neuen § 2b UStG wurden die Rechtsgrundlagen für die Umsatzbesteuerung
der öffentlichen Hand grundlegend neu geregelt und mit einer optionalen Übergangsfrist bis
zwischenzeitlich Ende 2022 versehen. Hintergrund waren die Anforderungen aus dem
einheitlichen europäischen Mehrwertsteuersystem. Der Landkreis Kaiserslautern hat mit der sog.
Optionserklärung die Übergangsfrist in Anspruch genommen, so dass bis Ende 2022 noch nach
altem Recht verfahren wird. Auf die bisherigen Beschlussvorlagen 0810/2016 und 1971/2020 wird
verwiesen.

Ab dem Veranlagungsjahr 2023 ist zwingend nach neuem Recht § 2b UStG zu verfahren. Mit der
Änderung findet ein grundlegender Paradigmenwechsel der für die Geltung des
Umsatzsteuerrechts maßgeblichen Einstufung als Unternehmer statt.

Bisher war eine juristische Person des öffentlichen Rechts nur dann Unternehmer, soweit ein
Betrieb gewerblicher Art (BgA) im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes vorlag
(Gewinnerzielung, Umsatz über 35.000 € pro Jahr). Für alle übrigen Tätigkeiten war die
juristische Person des öffentlichen Rechts (jPöR) kein Unternehmer, daher auch keine Relevanz
der Umsatzsteuer.

Nach neuem Recht verhält es sich umgekehrt. Eine jPöR gilt grundsätzlich als Unternehmer, nur
in bestimmten Ausnahmefällen nicht mehr. Diese Ausnahmefälle sind insbesondere die
Ausübung öffentlicher Gewalt (insbesondere hoheitliche Aufgaben), Tätigkeiten unter einer
Bagatellgrenze sowie der Leistungsaustausch mit anderen jPöR (z. B. interkommunale
Kooperation, aber auch mit dem Land oder mit Kirchen), jedoch nur unter bestimmten
Voraussetzungen. Diese Änderungen führen u. a. dazu, dass

 insbesondere Tätigkeiten im Bereich der sog. Vermögensverwaltung (bisher keine
Umsatzsteuer) neu zu prüfen sind;

 sämtliche Leistungsaustausche auf Basis privatrechtlicher Verträge grundsätzlich immer der
Umsatzsteuer unterliegen;

 letztlich alle Leistungsaustausche mit anderen jPöR steuerlich nach den neuen Regelungen
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neu zu überprüfen und zu bewerten sind.

Unverändert bleiben insbesondere die Steuerbefreiungstatbestände nach § 4 UStG
(insbesondere Vermietung/Verpachtung, Leistungen im Bildungsbereich und der Jugendhilfe u. a.
m.).

B. Ordnungsgemäße Umsetzung der neuen steuerlichen Pflichten

Die Verwaltung wird die notwendigen Vorbereitungen treffen, um ab 2023 eine ordnungsgemäße
Umsetzung der neuen umsatzsteuerlichen Pflichten sicherstellen zu können.

Dazu wären die notwendigen organisatorischen und personellen Voraussetzungen zu schaffen.
Ziel ist es, steuerrelevante Sachverhalte zu ermitteln, Erklärungsfristen fristgerecht einzuhalten
und ggf. auftretende Fehler aufzuspüren, zu korrigieren und künftig zu vermeiden.

Nicht ordnungsgemäße Umsetzungen der steuerlichen Erklärungspflichten treten spätestens im
Rahmen einer Außenprüfung (Betriebsprüfung) zu Tage. Wurden Steuern nicht oder nicht richtig
erklärt, führt dies immer zu Steuernachzahlungen; geschah dies fahrlässig, ist schlimmstenfalls
mit Strafzahlungen oder strafrechtlichen Konsequenzen zu rechnen. Nach- und Strafzahlungen
können zudem u. U. zu erheblichen außerplanmäßigen Haushaltsbelastungen führen.

Um Steuerstrafsachen zu vermeiden und Steuerrisiken zu minimieren gilt es, bis Ende 2022
insbesondere folgende Maßnahmen zu ergreifen:

 Sensibilisierung der von der Neuregelung betroffenen Mitarbeiter/innen der Verwaltung.
 Etablierung eines lückenlosen Vertragsmanagements.
 Umsetzung etwaiger notwendiger Anpassungen der Aufbauorganisation (Stellen, Personen,

Funktionen, Aufgaben) wie auch der Ablauforganisation (Dienstanweisungen,
Zeichnungsberechtigungen u. a. m.).

Zur Umsetzung ist beabsichtigt, ein sog. Tax-Compliance-Managementsystem (TCMS)
einzuführen. Es handelt sich dabei um ein innerbetriebliches Kontrollsystem, das die bereits
vorhandenen Prozesse ergänzt, systematisiert und dokumentiert.

Es bietet sich an, ein solches Instrument nicht nur für die Umsatzsteuer, sondern gleichermaßen
für alle übrigen Steuerarten einzusetzen, insbesondere für Körperschaftsteuer, Lohn‐ bzw.
Einkommensteuer (einschl. geldwerte Vorteile, Dienstwagennutzung usw.), Kapitalertragsteuer
und Energie‐/Stromsteuer. Das TCMS dient nicht zuletzt auch der rechtlichen Absicherung.

Nach § 153 AO schützt ein solches innerbetriebliches Kontrollsystem zumindest als Indiz vor dem
Vorwurf der Leichtfertigkeit oder des Vorsatzes der Steuerverkürzung bzw. -hinterziehung.

Mit der Einführung eines TCMS folgt der Landkreis einer entsprechenden Empfehlung des
rheinland-pfälzischen Landkreistages.

Ein vom Landkreistag Rheinland-Pfalz mit Sonderrundschreiben vom 18.11.2021 heraus-
gegebenes Muster der Einführung eines TCMS in den Kreisverwaltungen in Rheinland-Pfalz ist
dieser Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. Dieses Muster muss auf die Situation des
Landkreises Kaiserslautern noch angepasst werden und dient dann als Grundlage für die
weiteren erforderlichen Arbeitsschritte.



Beschlussvorschlag:

Der Kreistag nimmt die Ausführungen der Verwaltung zustimmend zur Kenntnis.

Der Kreistag unterstützt die Verwaltung bei dem Ziel, die neuen Regelungen zur Umsatzsteuer,
genauso wie alle anderen Steuersachen, ordnungsgemäß zu bearbeiten.

Die Risikofelder sollen analysiert und darauf aufbauend - soweit notwendig - geeignete
organisatorische Maßnahmen zur Minimierung der Risiken ergriffen werden. Die Umsetzung der
steuerlichen Neuregelungen und die Einführung eines TCMS können zu einem derzeit noch nicht
absehbaren personellen oder finanziellen Mehraufwand führen. Über eventuell benötigte
zusätzliche Ressourcen wäre unter Wahrung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen und
Zuständigkeiten zu gegebener Zeit zu entscheiden.

Im Auftrag:

Thomas Lauer

Anlage/n:

TCMS_Muster LKT





Fachbereich 3.5
3.5/tm/TH8
2718/2022

_____________________________________________________________________________

28.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Überplanmäßige Aufwendungen 2021 gemäß § 57 LKO i.V.m. § 100 GemO;
Mehrbedarf im TH 8, Brand- und Katastrophenschutz

SeitSachverhalt:

Im Teilhaushalt 8 / Brand- und Katastrophenschutz zeichnet sich für den Haushaltsvollzug 2021
ein weiterer Mehrbedarf ab. Der TH 8 wurde bereits mit Beschluss des Kreisausschusses vom
25.10.2021 (Vorlage 2583/2021) um 70.000 € überplanmäßig verstärkt.
Aktuell ist im Budget 8 / Geschäftsaufwendungen TH 8 bei einem Ansatz von 22.312,50 € noch
ein Betrag von 3.336,34 € verfügbar. Im Budget 801 / Brandschutz, Rettungsdienst, Zivil- und
Katastrophenschutz ist bei einem Ansatz von 578.265 € noch ein Betrag von 34,26 € verfügbar.

Ein weiterer Bedarf besteht insbesondere im Budget 801. Hier steht noch die Abrechnung der
Unterhaltungskosten für die kreiseigenen KatS-Fahrzeuge mit den Verbandsgemeinden aus
(Abrechnung im März). Die genaue Höhe kann allerdings noch nicht beziffert werden (ca.
100.000 €).

Im Bereich Katastrophenschutz sind bis dato in 2021 im Bereich der Pandemiebekämpfung
Sachaufwendungen in Höhe von 65.000 € entstanden. Darüber hinaus sind im Rahmen der
Hochwasserkatastrophe im Ahrtal rund 50.000 € (u.a. ca. 30.000 € Aufwandsentschädigung) an
zusätzlichen Aufwendungen angefallen. Weitere einsatzbezogene Mehraufwendungen
summieren sich auf etwa 60.000 €. Die Einsatzzahlen sind mit denen der letzten Jahre
vergleichbar, jedoch verursacht jeder Einsatz verschieden hohe Aufwendungen in Bezug auf
Aufwandsentschädigungen, Verdienstausfall, Ersatzbeschaffungen und Reparaturen.
Die Hilfsorganisationen im Leitstellenbereich machen nun auch die Kosten für die Miete der
Rettungswache geltend (einige im Eigentum der Ortsvereine und nicht des Betreibers, der
GmbH). Hier fallen zusätzlich etwa 20.000 € an, was bei der Haushaltsplanung 2021 so nicht
bekannt war. Letztlich stehen noch Aufwendungen i.H.v. 40.000 € aus, die auf 2021 verbucht
werden müssen.

Eine Deckung dieser Kosten im TH 8 ist auf Grund des bisherigen Haushaltsvollzuges nicht
möglich. Auch die im Oktober 2021 durch den Kreisausschuss überplanmäßige Ermächtigung in
Höhe von 70.000 € reicht nicht aus um den Mehrbedarf zu decken.

Die Verwaltung schlägt vor, den TH 8 2021 um insgesamt weitere 180.000 € überplanmäßig zu
verstärken. Soweit die überplanmäßigen Aufwendungen auch zu überplanmäßigen
Auszahlungen 2022 führen, wären diese ebenfalls über diesen Beschluss abgedeckt.
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Beschlussvorschlag:

Der Kreistag stimmt den überplanmäßigen Aufwendungen/ Auszahlungen für das Haushaltsjahr
2021/2022 im Budget 801 in Höhe von 180.000 € zu.

Im Auftrag:

Tobias Metzger
FBL 3.5 Brand- und Katastrophenschutz, Rettungsdienst



Fachbereich 4.2
4.2/cl
2729/2022

_____________________________________________________________________________

27.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Überplanmäßige Aufwendungen 2021 gemäß § 57 LKO i.V.m. § 100 GemO;
Mehrbedarf im TH 11, Soziales

Sachverhalt:

Im Teilhaushalt 11, insbesondere beim Budget 1103 zeichnet sich im Haushaltsvollzug 2021 ein
Mehrbedarf in Höhe von ca. € 2.723.000 ab.

Der Mehrbedarf setzt sich wie folgt zusammen:

 Produkt 3162 / Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben: ca. 300.000 €

Nachträgliche Vergütungssatzerhöhungen für 2020, die erst in 2021 zu Auszahlungen geführt
haben und für 2021 ebenfalls angefallen sind, ergeben die erhöhten Aufwendungen.

 Leistung 31631 / Leistungen zur Teilhabe an Bildung als Hilfe zur Schulbildung: ca. 600.000
€

Der Mehraufwand ergibt sich aus dem starken Anstieg an Einzelintegrationsfällen und
aufgrund der Corona-Zuschläge.

 Produkt 3164: Leistungen zur sozialen Teilhabe: ca. 1.660.000 €

Überwiegend sind die Assistenzleistungen in besonderen Wohnformen und das persönliche
Budget von der Erhöhung betroffen. Bei der Planung für den Haushalt 2021 im Juli 2020
wurden von einigen großen Leistungserbringern noch keine Abrechnungen eingereicht und
durch die Einführung des BTHG 2020 lagen noch keine Vergleichswerte vor.

Hinzu kommt, dass im April 2021 ein Wohnprojekt neu eröffnet wurde, welches zu
zusätzlichen Aufwendungen in Höhe von ca. 263.000 € geführt hat.

Weitere ungeplante Aufwendungen sind durch die Gewährung von Corona-Zuschlägen zu
den Vergütungssätzen entstanden.

 Der restliche Mehrbedarf ergibt sich aus den sonstigen Leistungen zur sozialen Teilhabe:
sowie den internen Verrechnungen von ca. 163.000 €

Im Rahmen der unechten Deckungsfähigkeit kann der Mehrbedarf in Höhe von ca. 2.723.000 €
vermutlich durch Mehrerträge, im gleichen Budget, in Höhe von ca. 1.000.000 € reduziert
werden.
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Der verbleibende Mehrbedarf in Höhe von ca. 1.723.000 € kann durch Minderaufwendungen im
Budget 1104, in Höhe von ca. 46.000 €, sowie durch Minderaufwendungen im Budget 11 von ca.
28.000 € gedeckt werden.

Nach Ermittlung des Controllingberichts zum 31.12.2021 ergibt sich im Budget 1101 (Hilfe für
Asylbewerber) voraussichtlich ein Mehrertrag in Höhe von ca. 600.000 € und ein Minderaufwand
in Höhe von ca. 360.000 €.

Im Rahmen der unechten Deckungsfähigkeit können Mehraufwendungen gemäß den
vorhandenen Deckungsvermerken nur durch Mehrerträge im gleichen Budget gedeckt werden.

Der Mehrertrag im Budget 1101 kann daher nicht zur Deckung der Mehraufwendungen im Budget
1103 genutzt werden. Es ergibt sich daher ein ungedeckter Betrag in Höhe von ca. 1.289.000 €.
Eine weitere Deckung innerhalb des TH 11 ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich, daher schlägt
die Verwaltung vor, dass diese Mittel überplanmäßig im TH 11 bereitgestellt werden.
Soweit die überplanmäßigen Aufwendungen auch zu überplanmäßigen Auszahlungen in 2022
führen, wären diese über diesen Beschluss ebenfalls abgedeckt.

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag stimmt den überplanmäßigen Aufwendungen/Auszahlungen für das Haushaltsjahr
2021/2022 im Budget 1103 in Höhe von 1.289.000 € zu.

Im Auftrag:

Christina Ludes



Fachbereich 1.3
1.3/lt/54201
2726/2022

_____________________________________________________________________________

26.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Änderung der Kreisgrenze; Vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren Morbach und
Wörsbach

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 20.10.2021 teilte das Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum (DLR)
Westpfalz dem Landkreis Kaiserslautern mit, dass im Rahmen des vereinfachten
Flurbereinigungsverfahren Morbach und Wörsbach beabsichtigt sei, die Grundstücksgrenzen
soweit erforderlich an die Örtlichkeit anzupassen. Dabei ergeben sich Änderungen bei den
Gemarkungsgrenzen und den Verbands- bzw. Kreisgrenzen.

Im Bereich der Gemarkungsgrenze zwischen Kreimbach und Morbach an der K47 (Kreis Kusel)
und K31 (Kreis Kaiserslautern) wird die Kreisgrenze entsprechend den neuen
Grundstücksgrenzen auf eine Fahrbahnseite verschwenkt. Die Gemarkungs-/ und Kreisgrenze
führt im Bereich der Flurstücks-Nummer 224/2, Gemarkung Morbach, momentan direkt durch die
K47. Die Fläche des Kreises Kaiserslautern verkleinert sich nach Angaben des DLR um 450m².

Da sich die Fläche des Landkreises Kusel um ca. 1,64 ha vergrößert und nach unserer eigenen
Recherche im Bereich der K31 der Gebietsverlust beim Landkreis Kaiserslautern überschlägig
über 2.000 m² beträgt, baten wir das DLR um Klarstellung und weitere Informationen.

Mit Schreiben vom 20.12.2021 teilte uns das DLR mit, dass die Änderung der Kreisgrenze im
Bereich K47 / K31 zu einer Flächendifferenz von ca. 2.200 m² führt. Insgesamt hätte der
Landkreis Kaiserslautern aufgrund Verlegung und Begradigung der Kreisgrenze insgesamt einen
Flächenverlust von ca. 2.550 m² zu verzeichnen. Jedoch sind bei den mitgeteilten
Flächendifferenzen Neumessungsdifferenzen, die in den drei Flurbereinigungsverfahren
Morbach, Relsberg und Wörsbach entstanden sind, mit berücksichtigt. Aus diesem Grund beträgt
die Gebietsverkleinerung beim Landkreis Kaiserslautern insgesamt „nur“ 450 m².

Der Landesbetrieb Mobilität ist wegen der Betroffenheit von Kreisstraßen in das Verfahren
involviert. Ein Wertausgleich ist gem. § 31 Abs. 1 Landesstraßengesetz nicht erforderlich.

Die vom DLR vorgelegten Karten über den Verlauf der Gemarkungsgrenzen Alt gegen Neu und
die vorgelegte Übersicht über die einzelnen Flächenänderungen und die Auswirkungen auf die
Gebietsgröße des Landkreises ist als Anlage beigefügt.

TOP Ö  2.10TOP Ö  2.10



Beschlussvorschlag:

Der Kreistag des Landkreises Kaiserslautern stimmt der im Flurbereinigungsverfahren der
vereinfachten Flurbereinigung Morbach vorgesehenen Änderung der Kreisgrenze mit einer
Flächenreduzierung um 450 m² zu.

Im Auftrag:

Thomas Lauer

Anlage zu Gemarkungsgrenzen- und Gebietsveränderungen



Abteilung 1 (Mitarbeiter)
1/
2686/2021

_____________________________________________________________________________

27.01.2022

Beschlussvorlage

Beratungsfolge Termin Status

Kreisausschuss 07.02.2022 öffentlich
Kreistag 14.02.2022 öffentlich

Information gem. § 119 Abs. 3 Landesbeamtengesetz

Sachverhalt:

Gemäß § 119 Abs. 3 Landesbeamtengesetz wurde eine Verpflichtung eingeführt, wonach die
Kommunalbeamtinnen und Kommunalbeamten auf Zeit bis zum 1. April eines jeden
Kalenderjahres über Art, Umfang und Vergütung ihrer Nebentätigkeiten und Ehrenämter in einer
öffentlichen Sitzung berichten müssen und dies auf der Internetseite der Kommune bzw. im
Bekanntmachungsorgan zu veröffentlichen ist.

Nicht erfasst davon sind Nebentätigkeiten und Ehrenämter außerhalb des öffentlichen Dienstes,
sofern kein Bezug zum Hauptamt besteht. Eine Prüfung des Bezuges zum Hauptamt muss
demnach nur bei privaten Nebentätigkeiten oder privaten Ehrenämtern erfolgen.

Eine detaillierte Auflistung sämtlicher Nebentätigkeiten der Kommunalbeamtinnen und
Kommunalbeamten auf Zeit des Landkreises Kaiserslautern können der Anlage dieser Vorlage
entnommen werden.

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag nimmt die Unterrichtung zur Kenntnis.

Im Auftrag:

Achim Schmidt

Anlage/n:

NT_Kommunalbeamten a.Z._LK KL
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